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Die B15neu als Flächenfresser
Naturschützer: Für das Projekt würden wertvolle Natur- und Kulturlandschaften geopfert

Von Johannes Viertlböck

B eton kann man nicht essen“:
Auf diese einfache Formel
lässt sich der rund 75-minü-

tigen Vortrag von Reinhold König
bringen, der am Dienstagabend im
Landshuter Gasthaus zur Insel zum
Thema „Straße frisst Landschaft“
referierte. König, der unter ande-
rem Mitglied im Landesarbeitskreis
Verkehr des Bundes Naturschutz
(BN) ist, ging dabei nicht nur auf die
Bedeutung intakter Böden für Na-
tur und Klima ein, sondern nahm
unter diesem Blickwinkel insbeson-
dere auch „grundsätzliche Irrtümer
bayerischer Verkehrspolitik“ aufs
Korn. Ein solcher Irrtum ist aus
Sicht des BN-Fachmanns nicht zu-
letzt die B15neu – und vor allem de-
ren geplante Verlängerung über die
A92 hinaus Richtung Rosenheim.

BN wirbt alternativ für
stadtnahe Osttangente
Diesen unter anderem in Form ei-

ner vierspurigen Ost-Süd-Umfah-
rung Landshuts zum Bundesver-
kehrswegeplan (BVWP) angemelde-
ten Weiterbau lehnt der BN seit
Jahrzehnten strikt ab. Dass sich an
der Haltung auch durch das Dialog-
forum nichts geändert hat, machte
König in der „Insel“ überdeutlich.
„Wir fordern die Staatsregierung
erneut auf, den Neubau der B15neu
an der A92 zu beenden“, sagte er
unter dem Beifall der vielen Zuhö-
rer. Stattdessen will der BN die bil-
ligere und die Natur weniger beein-
trächtigende stadtnahe Osttangente
umgesetzt sehen. „Die wäre am
schnellsten zu realisieren und
brächte den Bürgern der Stadt
Landshut und im Umkreis mit ge-
ringerem Aufwand die größte Ent-
lastung“, so der Referent.

In der Tat würde die stadtnahe
Osttangente die Konrad-Adenauer-
Straße stärker entlasten als eine

(stadtfernere) Ost-Süd-Umfahrung,
hätte dafür aber laut Prognosen des
renommierten Verkehrsgutachters
Dr. Harald Kurzak keine positiven
Effekte auf die ebenfalls stark be-
fahrenen Luitpold-, Witt- und Vel-
dener Straße. Zudem plädieren die
meisten Befürworter eines Weiter-
baus der B15neu – etwa OB Hans
Rampf (CSU) und Landrat Peter
Dreier (FW) – dafür, die stadtnahe
Osttangente zusätzlich zu verwirk-
lich. Das wiederum hätte laut Kurz-
ak die höchste Entlastungswirkung
für den gesamten Raum Landshut.

Während man also über die Frage
der Verkehrswirksamkeit einzelner
Varianten diskutieren kann, stellte
König sehr nachvollziehbar dar,
warum der Flächenverbrauch gera-
de in Bayern so problematisch ist.
Jahr für Jahr werde eine Fläche so
groß wie die Stadt Landshut (rund
6500 Hektar) zusätzlich verbraucht
– beispielsweise für den Bau von
Straßen oder Gebäuden. Aber auch
weltweit sei der Flächenfraß be-
sorgniserregend. Standen 1950 pro
Mensch noch 5100 Quadratmeter
fruchtbares Land zur Verfügung,
waren es nach Berechnungen des
BN 2010 nur noch 1800 Quadratme-
ter. Und die Tendenz ist weiter stark
sinkend. Das wiederum wirke sich
äußerst negativ auf Umwelt und
Klima aus, warnte König. „Etwa die
Hälfte der überbauten Flächen ist
versiegelt und kann daher weniger
Wasser und Schadstoffe speichern
und filtern. Dadurch erhöht sich die
Hochwassergefahr und die Grund-
wasserneubildung wird behindert.“

Außerdem verschlechtere sich das
Lokalklima und weniger Feinstaub
werde gebunden.

Auch vor diesem Hintergrund ist
ein Weiterbau der B15neu Richtung
Rosenheim nach Königs Überzeu-
gung nicht zu verantworten. „Etwa
1500 Hektar kostbarstes Ackerland
und Wald sollen für mehr Verkehr
eingesetzt werden“, sagte er. Und:
„Die Biodiversität wird damit un-
wiederbringlich geschädigt.“ Die
B15neu zerschneide die Heimat und
stelle für Menschen und Tiere eine
ungeheure Belastung dar – und das
in einem hochsensiblen Gebiet.

Vor Ort würde laut König die ge-
meinsame Umsetzung einer vier-
spurigen Ost-Süd-Umfahrung und
einer stadtnahen Osttangente die
meiste Fläche verbrauchen (zusam-
men 110 Hektar). Kaum weniger
Platz würde die vierspurige Ost-
Süd-Umfahrung (99 Hektar, jeweils
ohne Ausgleichsflächen) allein be-
nötigen. Die vom BN favorisierte
„kleine“ Lösung, also nur eine
stadtnahe Osttangente, käme dage-
gen nach Königs Angaben mit einer
Fläche von zwölf Hektar aus.

Geschützte Arten leben
auf der Trasse der B15neu
Diese Sparsamkeit beim Flächen-

verbrauch ist für die Naturschützer
eines der wichtigsten Argumente
für die stadtnahe Variante – und ge-
gen eine Fortsetzung der B15neu.
Denn die Region südlich von Lands-
hut ist gekennzeichnet durch tertiä-
res Hügelland, erinnerte der Refe-

rent. Es gebe
viele quer zur
Trasse der
B15neu verlau-
fende (Fluss-)
Täler, die bei ei-
nem Weiterbau
der Straße ein-
geschnitten und
durch neue Brü-
ckenbauwerke
beeinträchtigt
würden. Das
gelte nicht zu-
letzt für gemäß
FFH-Richtlini-
en prioritär zu
schützende Le-
bensraumtypen
der unteren Isar-
leiten – zum Bei-
spiel naturnahe
Kalk-Trocken-
rasen und deren
Verbuschungs-
stadien, Kalk-
tuffquellen,
Schlucht- und
Hangmischwäl-

der sowie Auenwälder. Außerdem
seien unter anderem magere Flach-
land-Mähwiesen, Hainsimsen-Bu-
chenwälder, Waldmeister-Buchen-
wälder sowie geschützte Arten wie
Kammmolch und Gelbbauchunke
betroffen. Königs Fazit: Nach den
Maßgaben des Naturschutzgesetzes
dürfe das Projekt B15neu südlich
der A92 „weder zugelassen noch
durchgeführt werden“.

Ob das die mit der Erstellung des
neuen Bundesverkehrswegeplans
befassten Experten genauso sehen,
bleibt freilich abzuwarten. Klarheit
wird wohl in der Karwoche herr-
schen, wenn der erste Referenten-
entwurf vorgestellt werden soll.
Eine Chance auf Umsetzung hat die
Verlängerung der B15neu nach Kö-
nigs Ansicht nur dann, wenn das
Vorhaben in die höchste Prioritäts-
stufe – voraussichtliche den soge-
nannten Vordringlichen Bedarf Plus
Plus – eingestuft wird. Selbst wenn
dies der Fall sein sollte, würde der
BN aber nicht aufgeben. Denn zum
neuen BVWP ist erstmals eine Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vorgese-
hen, die am 4. April beginnen könn-
te. Dann will der BN seine Beden-
ken gegen den Weiterbau der
B15neu offiziell anmelden. Die Bot-
schaft ist klar: „Wir hoffen, dass
sich die Politik rechtzeitig besinnt
und das Projekt aufgibt“, sagte Kö-
nig. Ansonsten wird der BN wohl
auch alle rechtlichen Möglichkeiten
ausschöpfen. Denn: „Einer Zer-
schneidung, einer Zerstörung eines
FFH-Gebietes wird der Bund Na-
turschutz nicht zustimmen.“

Ein Bild, das den Naturschützern weh tut: Die B15neu bahnt sich ihren Weg Richtung A92. Dort soll
die vierspurige Straße nach dem Willen des BN aber enden. Foto: Klaus Leidorf

Referent Reinhold König Foto: jv

Schlagabtausch zwischen Oßner und Steinberger
Die Abgeordneten von CSU und Grünen streiten über die Finanzierbarkeit des Weiterbaus der B15neu

E rst in der Karwoche wird
voraussichtlich feststehen,
in welcher Prioritätsstufe

der Weiterbau der B15neu im
nächsten Bundesverkehrswegeplan
(BVWP) auftauchen und welche
Zukunftsaussichten das Projekt
damit haben wird. Doch zwei Ab-
geordnete aus der Region lieferten
sich schon jetzt einen verbalen
Schlagabtausch über die Frage, ob
das Projekt überhaupt finanzier-
bar wäre. Nein, sagt die bekennen-
de B15neu-Gegnerin Rosi Stein-
berger, die für die Grünen im
Landtag sitzt. Ja, hält CSU-MdB
und B15neu-Befürworter Florian
Oßner dagegen. Unstrittig ist nur
eins: Alle Wünsche – angemeldet
sollen rund 2000 Infrastrukturvor-
haben sein – wird der neue BVWP
angesichts begrenzter Mittel nicht
erfüllen können.

Die Grünen sind seit jeher dafür,
dass das Geld eher in Sanierung
und Instandhaltung bestehender

Straßen denn in Neubauvorhaben
fließt. Auch die Bundesregierung
habe erkannt, „dass ein Schwer-
punkt auf den Erhalt der Verkehrs-
wege gelegt werden muss“, so
Steinberger in einer Pressemittei-
lung. Mit dem restlichen Geld
müssten erst einmal alle laufenden
Projekte abgeschlossen werden.

Daher hatten die Grünen nach
den Kosten für die Beendigung al-
ler laufenden Straßen- und Schie-
nenbauprojekte gefragt, die bereits
begonnen wurden oder Baufreiga-
be haben und deshalb im neuen
BVWP als sogenannter Bezugsfall
aus alten Plänen übernommen
werden. Die Antwort der Parla-
mentarischen Staatssekretärin im
Verkehrsministerium, Dorothee
Bär (CSU): „Die Kosten für die
Fertigstellung aller als laufend be-
zeichneten Straßenprojekte betra-
gen 15,6 Milliarden Euro.“ Damit
aber nicht genug: „Die Fertigstel-
lung aller Schienenprojekte des

Bezugsfalls betragen etwa zwölf
Milliarden Euro“, so Bär weiter.

Daraus folgert Steinberger: „Be-
vor der Bund im BVWP etwas Neu-
es ins Auge fassen kann, muss er
insgesamt noch mehr als 27 Milli-
arden Euro für die Fertigstellung
von Fernstraßen- und Schienen-
bauprojekten bezahlen, die sowie-
so schon laufen.“ Wie viele Investi-
tionsmittel damit bereits gebunden
seien, zeige sich daran, dass an re-
gulären Haushaltsmitteln pro Jahr
nur insgesamt gut zwei Milliarden
Euro in Neu- und Ausbau von
Straßen und Schienenwegen inves-
tiert werden. „Mithin würden die
jetzigen Altlasten schon fast alles
Geld bis 2030 verschlingen.“

Über solche Aussagen Steinber-
gers kann Oßner nur den Kopf
schütteln. Er ist als Mitglied des
Bundestags-Verkehrsausschusses
bestens mit der Materie vertraut.
Und kommt zu gänzlich anderen
Ergebnissen: „Die von den Grünen

vorgelegten und aus dem Sachzu-
sammenhang gerissenen Zahlen
ergeben keinen Sinn und sind fern-
ab jeglicher Realität“, sagte er.
Durch den von Verkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU) initi-
ierten „Investitionshochlauf“ stei-
ge die Investitionslinie für die In-
frastruktur allein im Jahr 2016 auf
mehr als 13 Milliarden Euro. Für
die Autobahnen und die Bundes-
straßen stünden rund 7,4 Milliar-
den Euro zur Verfügung. „Damit
gibt es dieses Jahr so viele Mittel
wie nie zuvor für den Bau, den Er-
halt, die Modernisierung und den
Betrieb der Bundesfernstraßen in
Deutschland“, bekräftigt Oßner.
Das entspreche für 2016 einer Re-
korderhöhung um 19 Prozent be-
ziehungsweise 1,17 Milliarden
Euro mehr gegenüber dem Haus-
haltsansatz 2015. „Allein in Bayern
steigt hierdurch das Gesamtbudget
im Jahr 2016 für die Bundesfern-
straßen auf 1,4 Milliarden Euro“,

so Oßner weiter. „Das entspricht
einer Steigerung im Vergleich zu
2015 um 36 Prozent.“ Die Mittel
für Schienenwege belaufen sich
nach seinen Angaben bis 2018 auf
rund 5,2 Milliarden pro Jahr.

Beim bestehenden BVWP seien
zwar noch einige Projekte abzuar-
beiten. Das liege aber im Wesen ei-
nes jeden BVWP, der nur alle zehn
bis 15 Jahre aufgestellt wird, sagte
Oßner. Verwundert zeigte er sich
darüber, dass die Grünen das Kos-
tenargument immer wieder vor-
brächten: „Mit ihrer Blockadehal-
tung und zahlreichen Klagen vor
Gericht haben sie bei zurücklie-
genden notwendigen Infrastruk-
turprojekten in der Region zu maß-
geblichen Kostensteigerungen und
Zeitverzögerungen beigetragen“,
sagte er. „Die Grünen sollten sich
der Gesamtverantwortung für die
Gesellschaft stellen – und nicht
ständig widersprüchliche Argu-
mente anführen.“ -jv-

Heute in der LZ
Landkreis (I) Seite 14
300 Bürger informieren sich
über Container-Asylunterkunft

Landkreis (II) Seite 15
Bischof von Preysing vor 70
Jahren zum Kardinal ernannt

Wörth Seite 19
JUZ wieder geöffnet:
Jana Raeithel ist neue Leiterin

Stadt Landshut Seite 26
Staatliche Realschule nimmt
sich neue Ziele vor

Fernsehprogramm Seite 32

Kalenderblatt Seite 18

Ihre Ansprechpartner in der Redaktion

Landkreis Landshut

Mail: landkreis@landshuter-zeitung.de
Fax: 0871-850-2819
Michael Faaß 0871-850-2812
Christina Sarcher 0871-850-2813
Erich Vohburger 0871-850-2811

Stadt Landshut

Mail: stadtred@landshuter-zeitung.de
Fax: 0871-850-2819
Sebastian Geier 0871-850-2815
Sigrid Zeindl 0871-850-2181

Führung durch die
Koenig-Ausstellung

Am kommenden Sonntag, 21. Fe-
bruar, ab 11 Uhr findet eine Füh-
rung durch die Dauerausstellung
Fritz Koenig im Landshuter Skulp-
turenmuseum im Hofberg statt. Es
wird eine Auswahl der Werke des
Bildhauers präsentiert. Die Kunst-
werke geben laut Mitteilung einen
interessanten Einblick in die we-
sentlichen Motive im Werk Fritz
Koenigs. So wird der Mensch in
existenziellen Spannungsfeldern
wie Liebe, Tod und Vergänglichkeit
behandelt.

Der Eintritt kostet 3,50 Euro, er-
mäßigt zwei Euro.
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